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1. Definitionen 

• Asylsuchende 
• Personen, die beabsichtigen, einen Asylantrag zu 

stellen und noch nicht als Asylantragstellende beim 
Bundesamt erfasst sind. 

 

• Verpflichtet, bis zu sechs Wochen, längstens jedoch 
bis zu sechs Monaten, in der für ihre Aufnahme 
zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen.  



1. Definitionen 

• Asylsuchende 
• Personen, die beabsichtigen, einen Asylantrag zu 

stellen und noch nicht als Asylantragstellende beim 
Bundesamt erfasst sind. 

 

• Verpflichtet, bis zu sechs Wochen, längstens jedoch 
bis zu sechs Monaten, in der für ihre Aufnahme 
zuständigen Aufnahmeeinrichtung zu wohnen.  



1. Definitionen 

• Asylbewerber 
• Personen, die sich im Asylverfahren befinden und 

deren Verfahren noch nicht entschieden ist. 

• Asylbewerber mit guter 
Bleibeperspektive 
• Personen, die sich im Asylverfahren befinden und 

aufgrund ihres Herkunftsstaats eine hohe 
Anerkennungswahrscheinlichkeit besitzen. 

• Aktuell: Eritrea, Irak, Iran, Somalia, Syrien 

Wohnsitz:  
 i.d.R. Gemeinschaftsunterkunft/dezentrale 

Unterbringung aufgrund einer Zuweisung 



1. Definitionen 

• Asylbewerber 



1. Definitionen 

• Geduldete Personen 
• Personen, die sich nicht (mehr) im Asylverfahren 

befinden bzw. einen negativen Bescheid erhalten 
haben, aber bei denen die Abschiebung ausgesetzt 
wurde, erhalten von der Ausländerbehörde eine 
"Bescheinigung für die Aussetzung einer 
Abschiebung", die Duldung genannt wird. 

 

• Eine Duldung ist kein Aufenthaltstitel, sondern 
eine Bescheinigung über die vorübergehende 
Aussetzung der Abschiebung (z.B. wegen fehlender 
Papiere, Krankheit, etc.). Inhaber einer Duldung 
sind ausreisepflichtig. 

 

http://www.bamf.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/A/asylverfahren.html?view=renderHelp[CatalogHelp]&nn=6182724
http://www.bamf.de/SharedDocs/Glossareintraege/DE/A/auslaenderbehoerde-glossar-d-ip.html?view=renderHelp[CatalogHelp]&nn=6182724


1. Definitionen 

• Geduldete Personen 



1. Definitionen 

• Asylberechtigte Personen 
 
Personen, die im Rahmen einer Entscheidung des 
BAMFs 

• Asyl (Art. 16a Abs. 1 GG),  
• Flüchtlingsschutz (§ 3 Abs. 1 AsylG)  
oder  
• subsidiären Schutz (§ 4 Abs. 1 AsylG) erhalten 
oder  
• aufgrund eines Abschiebungsverbots (§ 60 

Abs. 5/7 AufenthG) 

in Deutschland bleiben dürfen. 



1. Definitionen 

• Asylberechtigte Personen 

 



2. Rechtliche Grundlagen 

• Asylberechtigte Personen 
• alle Inhaber einer humanitären 

Aufenthaltserlaubnis (Abschnitt 5 AufenthG) haben 
einen unbeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt 
als Arbeitnehmer (vgl. § 31 BeschV) 

• Zusatz für z.B. Asylberechtige, Flüchtlinge, 
subsidiär Schutzberechtigte: selbständige oder 
unselbständige Tätigkeit (vgl. § 25 Abs. 1 S. 4, 
Abs. 2 S. 2 AufenthG) 

 

Eintragung im 
Aufenthaltstitel, 

z.B. „Erwerbstätigkeit 
gestattet“ 

Keine Zustimmung durch 
Ausländerbehörde oder 

Bundesagentur für Arbeit 
notwendig 



2. Rechtliche Grundlagen 

• Asylbewerber/innen 

Erwerbstätigkeitsverbot, solange in einer AE wohnhaft (§ 61 
Abs. 1 AsylG) 

Wartezeit:  
Drei Monate ab 

Einreise ins 
Bundesgebiet 

Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis 
zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit 

Ermessensentscheidung  
§ 61 Abs. 2 AsylG i.V.m. § 32 Abs. 4 BeschV 

örtlich zuständige 
Ausländerbehörde 

Bundesagentur für 
Arbeit 

Anfrage – 
Zustimmung/Ablehnung 

Entfällt bei 
Ausbildung/EQ/ 

Praktika 



2. Rechtliche Grundlagen 

• Asylbewerber/innen 
• Ermessensentscheidung der ABH 

Pro Contra 
geklärte Identität 

(z.B. Vorlage Nationalpasses, ID-Card, Geburtsurkunde, 

etc.) 

Mitwirkung im Asylverfahren 

ungeklärte Identität 

Gute Deutschkenntnisse  
(im Verhältnis zur Aufenthaltsdauer) 

Hohe Anerkennungsquote 

Ablehnung des Asylantrages 
(Bestandskraft noch nicht eingetreten) 

Fehlende Mitwirkung im 
Asylverfahren 

Straftaten/sonstige Verstöße 
gegen Rechtsvorschriften 



2. Rechtliche Grundlagen 

• Asylbewerber/innen 
• Erteilte Beschäftigungserlaubnisse verlieren mit 

Ablehnung des Asylantrages und Eintritt der 
Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht ihre Gültigkeit!  

 -> Neue Entscheidung bei Duldungserteilung  
 notwendig 

 

• In Bayern: Absolutes Erwerbstätigkeitsverbot für 
Personen aus sicheren Herkunftsländern 
(Westbalkan, Senegal & Ghana) 

 

 



2. Rechtliche Grundlagen 

• Geduldete Personen 
• § 4 Abs. 3 S. 3 AufenthG i.V.m. § 32 BeschV 

Ermessensentscheidung der ABH 

Pro Contra 

geklärte Identität 
(z.B. Vorlage Nationalpasses, ID-Card, Geburtsurkunde, 

etc.) 

Abschiebung auf absehbare 
Zeit nicht möglich 

ungeklärte Identität bzw. 
Nicht-Mitwirkung -> §60a 

Abs. 6 AufenthG 

Gute Deutschkenntnisse  
(im Verhältnis zur Aufenthaltsdauer) 

Lange Aufenthaltsdauer im 
Bundesgebiet 

Abschiebung voraussichtlich 
in absehbarer Zeit möglich 

Kurze Aufenthaltsdauer im 
Bundesgebiet 

Straftaten/sonstige Verstöße 
gegen Rechtsvorschriften 



2. Rechtliche Grundlagen 

• Geduldete Personen 
• Zwei Entscheidungen: Duldung (gebundene 

Entscheidung) und Beschäftigungserlaubnis (Ermessen) 

• § 60a Abs. 6 AufenthG – kein Ermessen!! 

• Absolutes Erwerbstätigkeitsverbot bei 
Duldungsinhabern,  

• die sich in das Inland begeben haben, um 
Leistungen nach dem AsylbLG zu erlangen 

• bei denen aufenthaltsbeende Maßnahmen aus 
selbst zu vertretenden Gründen nicht vollzogen 
werden können 

• die Staatsangehörige sicherer Herkunftsländern 
sind 

• Vorrang der Aufenthaltsbeendigung 

 

 



3. „3+2-Regelung“ – Ausbildungsduldung 

• Rechtsgrundlage: § 60a Abs. 2 S. 4 AufenthG  

• Personenkreis: 
• vollziehbar ausreisepflichtige Personen mit 

erfolglosem Asylverfahren 

= i.d.R. Personen, die während des laufenden Asyl-
verfahrens eine Berufsausbildung begonnen haben 

• Nicht:  

• Asylbewerber 

• Ausländer, die Ihren Asylantrag 
zurückgenommen haben 

• Ausländer, die die Geltungsdauer ihres Visums 
überschreiten 

• Ausländer, die ohne Asylzusammenhang 
unerlaubt einreisen 

 

 

 

 

 



3. „3+2-Regelung“ – Ausbildungsduldung 

• Voraussetzungen: 
• Qualifizierte Berufsausbildung in einem staatl. 

anerkannten (BBiG und HwO) oder vergleichbar 
geregelten (z.B. schulische Berufsausbildungen) 
Ausbildungsberuf in Deutschland (keine EQ) 

• Bevorstehende oder bereits erfolgte Aufnahme einer 
qualifizierten Berufsausbildung 

• Ausbildungsbeginn 2017 – Entscheidung ABH: ab 
01.06.2017 

• Kein Erwerbstätigkeitsverbot nach § 60a VI AufenthG 

• Kein Bevorstehen konkreter Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendigung 

• Keine Straffälligkeit oberhalb der Bagatellgrenze 

• 50 TS bzw. 90 TS bei Straftaten nach AufenthG 
bzw. AsylG 

 



3. „3+2-Regelung“ – Ausbildungsduldung 

• Rechtsfolge: 
• Anspruch auf Erteilung der Duldung zur 

Berufsausbildung 

 

• Zeitraum:  

• gesamte, im Ausbildungsvertrag bestimmte 
Dauer der Berufsausbildung 

 

• bei bereits begonnener Ausbildung: bis zum 
vertraglich vereinbarten Ausbildungsende 

 



3. „3+2-Regelung“ – Ausbildungsduldung 

• Erlöschen der Duldung (§ 60a Abs, 2 S. 7-9 AufenthG) 

• Die Duldung erlischt, wenn die Ausbildung  

• nicht mehr betrieben (Unterlassen des Ausländers) 
oder 

• abgebrochen (durch Ausländer/in oder 
Ausbildungsbetrieb) wird. 

• Pflicht des Ausbildungsbetriebs: 

• unverzügliche Mitteilung an ABH (i.d.R. innerhalb 
einer Woche) unter Angabe der Tatsachen, des 
Zeitpunkts und den Personalien des Ausländers 

• Option:  

 Einmalige Duldung für sechs Monate zur Suche nach 
 einer weiteren Ausbildungsstelle (§60a Abs. 2 S. 10 
 + 11 AufenthG) – nicht verlängerbar! 

 



3. „3+2-Regelung“ – Ausbildungsduldung 

• Bleibeperspektiven 

Aufenthaltserlaubnis nach § 
18 Abs. 1a AufenthG 

Duldung nach  
§ 60a Abs. 2 S. 11 AufenthG 

Erfolgreicher Abschluss der 
Berufsausbildung 

Vorher: Duldung nach § 60a Abs. 
2 S. 4 AufenthG 

Aufnahme einer der beruflichen 
Qualifikation entsprechenden 

Beschäftigung 

Zustimmung der Bundesagentur 
für Arbeit 

Erfolgreicher Abschluss der 
Berufsausbildung 

Zeitraum: sechs Monate; nicht 
verlängerbar! 

Vorher: Duldung nach § 60a Abs. 
2 S. 4 AufenthG 

Zeitraum: zwei Jahre;  
darüber hinaus: § 9 AufenthG 

§ 18a Abs. 1 Nrn. 2-7 AufenthG 

Keine Weiterbeschäftigung im 
Ausbildungsbetrieb 



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 



Stadt Kempten (Allgäu) 

Amt für Bürgerservice – Ausländerwesen 

Rathausplatz 22 

87435 Kempten (Allgäu) 

 

Telefon: 0831/2525-368 od. -8345 

Fax: 0831/2525-526 

E-Mail: auslaenderamt@kempten.de 

 

Noch Fragen???  



Wichtiger Hinweis: 

Aus den in dieser Präsentation 
gemachten Angaben lassen sich 
keine Rechtsansprüche ableiten. 


